
Unsere pro Köln Mannschaft:

Judith Wolter,
27 Jahre,
Fraktionsvorsitzende pro Köln
im Stadtrat

Manfred Rouhs,
40 Jahre,

Fraktionsgeschäftsführer pro Köln

Bernd M. Schöppe,
34 Jahre,
Mitglied des Rates der Stadt Köln

Regina Wilden,
60 Jahre,

Mitglied des Rates der Stadt Köln

Brigitte Sobania,
81 Jahre, 
Mitglied der 
Bezirksvertretung Kalk

N E I N
zum Drogentreff

in der 
Taunusstraße!

Drogenhandel für die
Etablierten kein Thema
Und wieder einmal hat es sich im Rat der Stadt Köln

gezeigt, daß die Mehrheitsfraktionen von CDU und SPD kei-
nen Pfifferling auf die Sorgen und Nöte der Bürger geben.

So wird das Treiben in und um das Ladenlokal des „Junkiebundes“ in der Tau-
nustraße weiter gehen wie gewohnt. Ein Antrag der Bürgerbewegung pro Köln

zur Schließung des Fixer-Treffpunkts wurde im Stadtrat ohne Stellungnahmen
seitens der Altparteien abgelehnt.

Dabei trug pro-Köln-Ratsfrau Regina Wilden die zahlreichen Probleme mit dieser Ein-
richtung detailliert vor. Besonders die unmittelbare Nähe zu einem Kinderspielplatz,
zu einem Kindergarten und zu einer Schule würde bei den Anwohner zu berechtigten
Sorgen führen. Immer wieder würden dort gebrauchte Drogen-Spritzen gefunden
und die Kinder würden inzwischen „Spritzen setzen“ spielen. Außerdem gäbe es viel
Begleitkriminalität wie zum Beispiel Raubüberfälle. Das Ladenlokal des „Junkiebun-
des“ würde auch immer mehr Ortsfremde aus der Drogenszene anziehen.

Alles Probleme, die sich ja nicht pro Köln ausgedacht hat. Vielmehr gibt es zahl-
reiche besorgte Bürger, die sich unter anderem in dem Bürgerverein Humbold-
Gremberg e.V. zusammengeschlossen haben, um gegen diese Mißstände anzu-
kämpfen. Die Bürgerbewegung pro Köln nimmt nur ihren Wählerauftrag ernst
und bringt solche Probleme jetzt auch direkt vor den Rat der Stadt Köln. Regina
Wilden vertrat diesmal übrigens äußerst anschaulich die Interessen der geplag-
ten Anwohner. Sie präsentierte den übrigen Ratsmitgliedern weggeworfene Dro-
genspritzen, um die Gefährdung für die spielenden Kinder zu verdeutlichen.

Das alles kümmerte freilich die „bürgernahen“ Vertreter von CDU, SPD, FDP oder
Grüne keine Spur. Sie lehnten es sogar geschlossen ab, zu dem Thema überhaupt
nur Stellung zu beziehen. Stattdessen schickten sie die Sozialdezernentin Dr. Chri-
stiansen vor, die nur hilflose Ausreden parat hatte. Die betroffenen Bürger wis-
sen ja schon, was von Ankündigungen und Stellungnahmen dieser Frau zu halten
ist. Denn Frau Dr. Christiansen hatte noch vor der Eröffnung der Einrichtung im
Jahr 2004 den Standort für nicht geeignet gehalten – eben wegen des Kinder-
spielplatzes in der Nähe. Später wollte sie davon aber nichts mehr wissen.

So blieb den Anwohnern seit den ersten Plänen zur Eröffnung des Ladenlokals
des „Junkiebundes“ nur die Bürgerbewegung pro Köln als Verbündeter. Und pro
Köln kämpft seit 2003 konsequent für eine Beseitigung des Übels. Vielleicht soll-
ten die betroffenen Bürger einmal ihre örtlichen Vertreter von CDU, SPD und Co.
zur Rede stellen, warum diese nichts gegen die offensichtlichen Probleme unter-
nehmen und sogar Diskussionen darüber im Stadtrat unterbinden wollen?
Pro Köln jedenfalls wird in dieser Frage auch in Zukunft nicht klein beigeben!
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Vereinsschild 
des „Junkie Bundes“



Bürgerbewegung pro Köln e.V.

Petition
Gemäß Artikel 17 des Grundgesetzes, 
der jedermann das Recht gibt, sich mit Bitten und
Beschwerden an die zuständige Volksvertretung
zu wenden, richten die Unterzeichner folgende
Petition an den Beschwerdeausschuß des Rates
der Stadt Köln:

Der Beschwerdeausschuß möge beschlie-
ßen: Der Rat der Stadt Köln wird aufge-
fordert, alle notwendigen politischen
Maßnahmen zur Schließung des Laden-
lokals des „Junkie Bundes“ in der Tau-
nusstraße in Kalk zu ergreifen.

Das Ladenlokal des „Junkie Bundes“ in der Taunusstraße hat
unseren Stadtteil zu einem Anziehungspunkt für Drogensüch-
tige gemacht – mit allen Folgeproblemen, die von diesem
Milieu ausgehen. Wir sind nicht mehr bereit, diese Probleme
allein auf unseren Schultern zu tragen. Wir sind für das
Scheitern der städtischen Drogenpolitik nicht verantwortlich.
Die Verantwortung müssen vielmehr unsere Kommunalpoliti-
ker übernehmen, die seltsamerweise durchweg in Stadtteilen
wohnen, in denen keine Drogenzentren eingerichtet werden.

Bitte ausfüllen und einsenden an: pro Köln, Postfach 99 0133, 51083 Köln / V.i.S.d.P.: Manfred Rouhs, Sülzburgstraße 243, 50937 Köln / Druck: Medienservice Bernd M. Schöppe, Fontanestraße 8, 50997 Köln

Anschrift:
Postfach 99 0133
51083 Köln

Telefon: 
02 21/4 2105 44

Fax:
02 21/4201108

ePost: 
info@pro-koeln.org

www.pro-koeln-online.de

Vor- und Zuname Straße und Haus-Nr. PLZ, Wohnort Telefon Unterschrift

Bitte deutlich schreiben!


